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Empfehlung der Schlichtungskommission vom 3.7.2024 

 

Vorsitzender Dr. Gerhard Hellwagner 

Beratende Mitglieder Mag. Gerald Herbst 

KommR Dr. Gerold Holzer 

Dr. Wolfgang Reisinger 

Schriftführer Mag. Christian Wetzelberger 

 

Antragsteller (anonymisiert) Versicherungs-

nehmer & 

Versicherungs-

makler 

vertreten durch ----------------  

Antragsgegnerin (anonymisiert) Versicherer 

vertreten durch ----------------  

Spruch 

Der Antrag, der antragsgegnerischen Versicherung die Deckung des Rechtsschutzfalles 

(anonymisiert) aus der Rechtsschutzversicherung zur Polizzennr. (anonymisiert) zu 

empfehlen, wird abgewiesen. 

Begründung 

Der Antragsteller hat bei der antragsgegnerischen Versicherung eine Kfz-

Rechtsschutzversicherung zur Polizzennr. (anonymisiert) abgeschlossen, welche u.a. den 

Baustein Kfz-Vertrags-Rechtsschutz umfasst.  

Der Antragsteller hat eine Polizze vom 23.5.2006 vorgelegt, nach der die ARB 2004 vereinbart 

sind. Er hat darüber hinaus die ARB 2008 übermittelt, deren Art 2 und 17 auszugsweise 

lauten: 

Artikel 2 

Was gilt als Versicherungsfall und wann gilt er als eingetreten? 

(…)3. In den übrigen Fällen – insbesondere auch für die Geltendmachung eines reinen 

Vermögensschadens (Artikel 17.2.1., Artikel 18.2.1. und Artikel 19.2.1.) sowie für die 
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Wahrnehmung rechtlicher Interessen wegen reiner Vermögensschäden (Artikel 23.2.1. 

und Artikel 24.2.1.1.) – gilt als Versicherungsfall der tatsächliche oder behauptete 

Verstoß des Versicherungsnehmers, Gegners oder eines Dritten gegen Rechtspflichten 

oder Rechtsvorschriften; der Versicherungsfall gilt in dem Zeitpunkt als eingetreten, 

in dem eine der genannten Personen begonnen hat oder begonnen haben soll, gegen 

Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften zu verstoßen. 

Bei mehreren Verstößen ist der erste, adäquat ursächliche Verstoß maßgeblich, wobei 

Verstöße, die länger als ein Jahr vor Versicherungsbeginn zurückliegen, für die 

Feststellung des Versicherungsfalles außer Betracht bleiben. Im Führerschein-

Rechtsschutz (Artikel 17.2.3. und Artikel 18.2.3.) ist bei mehreren Verstößen 

derjenige maßgeblich, der die Abnahme oder Entziehung unmittelbar auslöst.(…) 

Artikel 17 

Schadenersatz-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für 

Fahrzeuge (Fahrzeug-Rechtsschutz) je nach Vereinbarung 

mit oder ohne Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz 

2.4. Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz 

Wenn vereinbart, umfasst der Versicherungsschutz auch die Wahrnehmung rechtlicher 

Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen, die versicherte Fahrzeuge und Anhänger 

einschließlich Ersatzteile und Zubehör betreffen. 

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen gilt auch die 

Geltendmachung oder Abwehr von Schadenersatzansprüchen wegen reiner 

Vermögensschäden, die aus der Verletzung gesetzlicher oder vertraglicher Pflichten 

zwischen Vertragspartnern oder aus der Verletzung vorvertraglicher Pflichten 

entstehen. 

In Verbindung mit Fahrzeug-Rechtsschutz gem. Pkt. 1.1. und Pkt. 1.4. erstreckt sich 

dieser Versicherungsschutz auch auf die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 

2.4.1. aus der Anmietung von Selbstfahrer-Vermietfahrzeugen, 

2.4.2. aus Verträgen über die Anschaffung weiterer Motorfahrzeuge zu Lande sowie 

Anhänger und von Folgefahrzeugen, wenn diese Fahrzeuge für die gem. Pkt. 1. jeweils 

vereinbarte Nutzung vorgesehen sind. 

2.4.3. aus Kfz-Versicherungsverträgen (ausgenommen eigener Kfz-

Versicherungsverträge der (anonymisiert) Versicherung AG). (…) 

4. Wann entfällt der Versicherungsschutz? 

4.1. Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des Versicherers 

bewirkt, gelten im Fahrzeug-Rechtsschutz, 

4.1.1. dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, das Fahrzeug zu lenken; 

4.1.2. dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versicherungsfalles nicht in einem durch 

Alkohol, Suchtgift oder Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zustand befindet, 

und dass er einer gesetzlichen Verpflichtung entspricht, seine Atemluft auf Alkohol 

untersuchen, sich einem Arzt vorführen, sich untersuchen oder sich Blut abnehmen zu 

lassen; 

4.1.3. dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall seinen gesetzlichen Verständigungs- 

oder Hilfeleistungspflichten entspricht. 
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Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Versicherungsnehmer und den 

mitversicherten Personen bestehen, soweit diese die Verletzung dieser 

Obliegenheiten weder kannten noch kennen mussten. 

4.2. Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheiten nach Pkt. 4.1.2. und Pkt. 

4.1.3. besteht nur dann, wenn der angeführte Umstand im Spruch oder in der 

Begründung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall ergangenen 

rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichtes oder einer Verwaltungsbehörde 

festgestellt worden ist. Vom Versicherer erbrachte Leistungen sind zurückzuzahlen. 

Der Antragsteller begehrt Rechtsschutzdeckung für einen Rechtsstreit mit seinem Kfz-

Haftpflichtversicherer, der (anonymisiert) (kurz: V). Der Antragsteller sei am 17.12.2021 in 

einen Verkehrsunfall verwickelt gewesen. Die V(anonymisiert) habe im Zusammenhang mit 

diesem Unfall Zahlungen geleistet und forderte im Jahr 2022 im Regressweg einen Betrag 

iHv 6.062,18 Euro vom Antragsteller zurück. Nach den Angaben des Antragstellers sei 

verwaltungsbehördlich eine Alkoholisierung des Antragstellers festgestellt worden, weshalb 

die Rückforderung dem Grunde nach auch berechtigt sei. Jedoch seien von der 

V(anonymisiert) überhöhte Schmerzengeldzahlungen an den Unfallsgegner der 

Rückforderung zugrunde gelegt worden. Selbst die Antragsgegnerin bestätige die 

Prozesschancen, lehne jedoch eine Deckung wegen eines Verstoßes gegen die Obliegenheit 

des Art 17, Pkt. 4.1.2 ARB ab.  

Der Antragsteller stellte dagegen am 30.4.2024 den gegenständlichen Schlichtungsantrag. 

Zusammengefasst komme die vorliegende Obliegenheitsverletzung nicht zum Tragen, weil 

der Versicherungsfall in der überhöhten Rückforderung der V(anonymisiert) und somit in 

einem Verstoß des Haftpflichtversicherers des Antragstellers liege. Im Zeitpunkt dieses 

Verstoßes sei aber der Antragsteller nicht alkoholisiert gewesen. Er habe die 

Regressforderung, um höhere Kosten zu vermeiden, zwischenzeitlich erfüllt, beantragte 

jedoch, der Antragsgegnerin eine Prozesskostenablöse von 1.000 Euro zu empfehlen. 

Die Antragsgegnerin, die im Übrigen eine Ablöse iHv 500 Euro angeboten hatte, teilte mit 

Schreiben vom 12.6.2024 mit, sich am Schlichtungsverfahren nicht zu beteiligen. Daher war 

gemäß Pkt. 4.3 der Satzung der vom Antragsteller geschilderte Sachverhalt der Empfehlung 

zugrunde zu legen. Die Schlichtungskommission ist jedoch in ihrer rechtlichen Beurteilung 

frei. 

Rechtlich folgt: 

Allgemeine Versicherungsbedingungen sind nach ständiger Rechtsprechung nach den 

Grundsätzen der Vertragsauslegung (§§ 914 f ABGB) auszulegen, und zwar orientiert am 

Maßstab des durchschnittlich verständigen Versicherungsnehmers und stets unter 

Berücksichtigung des erkennbaren Zwecks einer Bestimmung (RIS-Justiz RS0050063 [T6], 

RS0112256 [T10], RS0017960). Die Klauseln sind, wenn sie nicht Gegenstand und Ergebnis 

von Vertragsverhandlungen waren, objektiv unter Beschränkung auf den Wortlaut 

auszulegen; dabei ist der einem objektiven Betrachter erkennbare Zweck einer Bestimmung 

zu berücksichtigen (RIS-Justiz RS0008901 [insbesondere T5, T7, T87]). Unklarheiten gehen 
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zu Lasten der Partei, von der die Formulare stammen, das heißt im Regelfall zu Lasten des 

Versicherers. 

Unbestritten ist hier für den Eintritt des Versicherungsfalls Art 2.3 ARB 2012 maßgeblich. 

Nach dieser Bestimmung liegt der Versicherungsfall in der Rechtsschutzversicherung vor, 

wenn einer der Beteiligten begonnen hat oder begonnen haben soll, gegen Rechtspflichten 

oder Rechtsvorschriften zu verstoßen. Es bedarf daher eines gesetzwidrigen oder 

vertragswidrigen Verhaltens eines Beteiligten, das als solches nicht sofort oder nicht ohne 

weiteres nach außen zu dringen braucht. Ein Verstoß ist ein tatsächlich objektiv 

feststellbarer Vorgang, der immer dann, wenn er auch wirklich vorliegt oder ernsthaft 

behauptet wird, den Keim eines Rechtskonflikts in sich trägt, der zur Aufwendung von 

Rechtskosten führen kann. Damit beginnt sich die vom Rechtsschutzversicherer 

übernommene Gefahr konkret zu verwirklichen. Es kommt nicht darauf an, ob der Handelnde 

sich des Verstoßes bewusst oder infolge von Fahrlässigkeit oder unverschuldet nicht bewusst 

war, es soll sich um einen möglichst eindeutig bestimmbaren Vorgang handeln, der in seiner 

konfliktauslösenden Bedeutung für alle Beteiligten, wenn auch erst nachträglich, erkennbar 

ist. Es kommt weder auf den Zeitpunkt an, zu dem die Beteiligten von dem Verstoß Kenntnis 

erlangten, noch darauf, wann aufgrund des Verstoßes Ansprüche geltend gemacht oder 

abgewehrt werden (RIS-Justiz RS0114001). Bei mehreren (gleichartigen) Verstößen ist auf 

den ersten abzustellen (RIS-Justiz RS0114209). Ist kein einheitliches Verstoßverhalten des 

Schädigers erkennbar, handelt es sich bei einzelnen schädigenden Verhaltensweisen jeweils 

um einen rechtlich selbständigen neuen Verstoß. 

Bei mehreren Verstößen gegen gesetzliche oder vertragliche Pflichten ist der 

Versicherungsschutz zu verneinen, wenn der erste Verstoß schon, für sich allein betrachtet, 

nach der Lebenserfahrung geeignet war, den Rechtskonflikt auszulösen, oder zumindest noch 

erkennbar nachwirkte und den endgültigen Ausbruch der Streitigkeit nach dem Vorliegen 

eines oder mehrerer weiterer Verstöße noch mitauslöste, sohin „adäquat kausal" war (vgl 7 

Ob 155/06d). 

Dies ist im vorliegenden Fall zu bejahen. Auch wenn dem Antragsteller dahingehend 

zuzustimmen ist, dass die Inanspruchnahme der Rechtsschutzversicherung erst deshalb 

notwendig geworden war, weil der Haftpflichtversicherer aus Sicht des Antragstellers 

überhöhte Schadenersatzforderungen anerkannt hat, lässt er außer Acht, dass sein Unfall 

und die im Zuge des Unfalles verwaltungsbehördlich festgestellte Alkoholisierung ebenfalls 

adäquat kausal für den Eintritt des Versicherungsfalles war. Insofern gilt im Sinne des Art 2, 

Pkt. 3 ARB der Versicherungsfall bereits beim ersten adäquat kausalen Verstoß als 

eingetreten und ist bei der Beurteilung der Obliegenheitsverletzung des Art 17, Pkt. 4.1.2 

ebenso auf diesen Zeitpunkt abzustellen. 

Da – soweit unstrittig - eine rechtskräftige verwaltungsbehördliche Entscheidung iSd Art 17, 

Pkt. 4.1.2 ARB vorliegt, liegt eine Obliegenheitsverletzung seitens des Antragstellers vor. 

Es war daher spruchgemäß zu empfehlen. 
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Für die Schlichtungskommission: 

Dr. Hellwagner eh. 

Wien, am 3. Juli 2024 


